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Thüringer Landtag
8. Wahlperiode

Ausufernde Ausländerkriminalität bekämpfen – Reali-
tät anerkennen, Untätigkeit in Kombination mit ideolo-
gischer Verblendung beenden

Der Landtag stellt fest, dass
1.	 sich die Zahl nichtdeutscher Tatverdächtiger bei Messerangriffen in 

Thüringen seit dem Jahr 2020 mehr als verfünffacht hat und die Zahl 
nichtdeutscher Tatverdächtiger im Bereich der Gewaltkriminalität zwi-
schen den Jahren 2019 und 2024 um über 60 Prozent angestiegen 
ist – von 1.008 auf 1.635;

2.	 der Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger an der Gewaltkriminalität 
im Jahr 2024 bei 34,9 Prozent liegt und damit den Bevölkerungsan-
teil dieser Gruppe (8 Prozent) deutlich übersteigt;

3.	 die Zunahme der durch ausländische Staatsbürger verübten Gewalt-
kriminalität einen Indikator für eine verfehlte Migrationspolitik darstellt;

4.	 die Polizei in ihrer Arbeit gegen ausländische Gewalt- und Banden-
kriminalität zunehmend durch ideologische Vorgaben, die weniger 
auf einsatzpraktische Erfordernisse als auf gesellschaftspolitische 
Leitlinien wie „Antidiskriminierung“ und „Diversitätssensibilisierung“ 
ausgerichtet sind, sowie durch pauschalen Rassismusverdacht und 
politisches Misstrauen, insbesondere aus dem linken politischen 
Spektrum, behindert wird;

5.	 die Problematik einer überproportional hohen Beteiligung nichtdeut-
scher Tatverdächtiger an bestimmten Gewalt- und Intensivdelikten 
nicht länger tabuisiert werden darf, sondern offen, faktenbasiert und 
differenziert im politischen Diskurs behandelt werden muss;

6.	 die anhaltende migrationspolitische Untätigkeit beziehungsweise 
die Duldung einer weitgehend unkontrollierten Massenzuwande-
rung durch die Regierungen in Thüringen und im Bund sowie durch 
die Administration der Europäischen Union für die bedrohlichen Ent-
wicklungen im Bereich der Ausländerkriminalität verantwortlich zu 
machen sind;

7.	 die staatliche Finanzierung von Vereinen und Institutionen, deren 
Tätigkeit im Wesentlichen in der Beförderung einer unkontrollierten 
Masseneinwanderung und der Diffamierung einer sachlichen öffentli-
chen Debatte über die Kriminalitätsfolgen der Masseneinwanderung 
besteht, eine Verletzung des staatlichen Neutralitätsgebots darstellt 
und umgehend beendet werden muss;

8.	 entschlossenes staatliches Vorgehen gegen ausländische Straftäter 
nicht nur dem Schutz der Gesamtgesellschaft, sondern auch dem 
Ansehen und dem Sicherheitsbedürfnis der rechtstreuen ausländi-
schen Bevölkerung dient, da auch diese unter dem durch Gewaltta-
ten ausländischer Staatsbürger verursachten Vertrauensverlust leidet.

A n t r a g

der Fraktion der AfD
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Der Landtag fordert die Landesregierung auf,
1.	 dass der Durchsetzung des Rechts, insbesondere durch zügige Ab-

schiebungen krimineller Ausländer ohne Bleiberecht sowie durch die 
verstärkte Verfolgung von Gewalt- und Bandenkriminalität, höchste 
politische Priorität einzuräumen ist, um den Schutz der Bevölkerung 
und den Erhalt der inneren Sicherheit zu gewährleisten;

2.	 sich gemeinsam mit dem Bund und den Institutionen der Europäi-
schen Union für eine Beendigung der Massenmigration in Form ei-
nes effektiven, starken und von der deutlichen Mehrheit der Bürger in 
Deutschland und Thüringen geforderten Grenzschutzes einzusetzen, 
um langfristig stabile und sicherheitspolitisch beherrschbare Verhält-
nisse in Deutschland und Thüringen zu gewährleisten;

3.	 die Sicherheitsbehörden von jeglichen ideologisch motivierten Leit-
bildern zu befreien – insbesondere solchen, die unter dem Vorwand 
des „Antirassismus“ oder der Bekämpfung „gruppenbezogener Men-
schenfeindlichkeit“ eine sachgerechte und konsequente Strafverfol-
gung erschweren – und stattdessen die Durchsetzung von Recht 
und Ordnung zu fördern;

4.	 eine klare, unmissverständliche und realitätsbezogene Kommuni-
kation im Umgang mit Ausländerkriminalität sicherzustellen, indem 
jegliche verharmlosende, relativierende oder umdeutende Rhetorik 
auf politischer und behördlicher Ebene unterlassen wird, um das be-
schädigte Vertrauen in die Handlungsfähigkeit des Staates wieder-
herzustellen;

5.	 jegliche staatliche Förderung von sogenannten Nichtregierungsor-
ganisationen, Vereinen und Institutionen, deren Tätigkeit im Schwer-
punkt auf der aktiven Unterstützung ungeregelter Migration beruht, 
mit sofortiger Wirkung einzustellen, bestehende Förderzusagen auf 
den Prüfstand zu stellen und bei festgestellter Verletzung des Neu
tralitätsgebots eine vollständige Rückforderung der bereits gewähr-
ten Mittel – einschließlich etwaiger Zinsen – zu veranlassen.

Begründung:

Die Polizeiliche Kriminalstatistik für das Jahr 2024 für Thüringen bestä-
tigt eine seit längerem zu beobachtende Entwicklung: Bestimmte Delikte 
im Bereich der Gewaltkriminalität werden in einem deutlich überproporti-
onalen Umfang von Nichtdeutschen begangen. Die Zahl nichtdeutscher 
Tatverdächtiger bei Messerangriffen hat sich zwischen den Jahren 2020 
und 2023 mehr als verfünffacht – von 31 auf 163. Im Bereich der Ge-
waltkriminalität insgesamt ist ein Anstieg von über 60 Prozent innerhalb 
von nur fünf Jahren zu verzeichnen (von 1.008 im Jahr 2019 auf 1.635 
im Jahr 2024). Der Anteil nichtdeutscher Tatverdächtiger an der Gewalt-
kriminalität liegt aktuell bei 34,9 Prozent – und damit deutlich über ihrem 
Bevölkerungsanteil in Thüringen von rund 8 Prozent. Dies stellt einen 
überaus alarmierenden Befund dar, der nicht nur die wachsende Unter-
grabung der öffentlichen Sicherheit durch eine bestimmte Tätergruppe, 
sondern eine Erosion der Rechtsstaatlichkeit aufzeigt. Zudem wird an 
dieser Problematik auch das Versagen in der Migrations- und Integra-
tionspolitik der vergangenen Jahre deutlich. Angesichts der Kontinuität 
in der personellen Besetzung an der Spitze des verantwortlichen Innen-
ministeriums zeichnet sich ab, dass die Probleme weiterhin nicht ange-
gangen werden. Ebendeshalb ist ein Gegensteuern gefordert.

Während die von Ausländern begangene Gewaltkriminalität weiter es-
kaliert, wird die Arbeit der Thüringer Polizei zunehmend durch politische 
Einflussnahme behindert – etwa durch ideologische Programme, die den 
Blick von der effektiven Kriminalitätsbekämpfung ablenken. Maßnahmen 



3

Drucksache 8/1038Thüringer Landtag - 8. Wahlperiode 

zur sogenannten Demokratiefestigkeit (wie etwa Schulungen zu „Anti-
rassismus“ oder zur sogenannten gruppenbezogenen Menschenfeind-
lichkeit) beispielsweise sind gerade auch angesichts der Zunahme von 
Gewaltdelikten deplatziert. Statt ideologischer Gängelung braucht die 
Polizei Rückendeckung und rechtliche Klarheit für eine entschlossene 
politische Unterstützung im Kampf gegen durch Ausländer verursachte 
Gewalt und Kriminalität.

Die entschiedene Durchsetzung des Rechts im Umgang mit ausländi-
schen Straftätern ist zum Schutz der Allgemeinheit unentbehrlich.

Der Rechtsstaat darf nicht darauf verzichten, Recht und Ordnung durch-
zusetzen. Dazu gehört Abschreckung ebenso wie eine verlässliche 
Strafverfolgung. Die Bevölkerung erwartet ein sicheres Lebensumfeld. 
Um dem gerecht zu werden, müssen realitätsferne Konzepte fallenge-
lassen und konkrete Maßnahmen der Kriminalitätsbekämpfung umge-
setzt werden.

Für die Fraktion:

Muhsal
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